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Einführung
!

Deutschland und Europa erleben in die-
sen Tagen einen Andrang an Flüchtlingen,
der allenfalls vergleichbar ist mit den
Flüchtlingstracks nach dem Zweiten
Weltkrieg [1]. Aufgrund der Menschen-
rechtsverletzungen im seit einigen Jahren
anhaltenden syrischen Bürgerkrieg ver-
lassen die Bewohner scharenweise das
Land. Mehrere Millionen sind auf der
Flucht; in die Türkei sind bereits über 2
Mio. von der Krise in der Region Betroffe-
ne ausgewandert.
Die meisten Asylanträge werden in
Deutschland derzeit von syrischen Staats-
bürgern gestellt [2]. Ein Ende dieser Ent-
wicklung ist nicht in Sicht. Mehr Men-
schen als je zuvor suchen in Deutschland
Schutz und Sicherheit. Nach Auskunft des
Bundesinnenministeriums wurden 2015
ca. 1,1 Mio. Flüchtlinge registriert und of-
fiziell bislang knapp 500000 Asylanträge
gestellt [3, 4]. Hochrechnungen gehen da-
von aus, dass in den kommenden Jahren
weiterhin eine große Zahl von Anträgen
zu erwarten ist.
In aktuellen Stellungnahmen zur Lage von
Flüchtlingen wurde jüngst bereits von
mehreren Fachgesellschaften auf die pre-
käre Situation von Flüchtlingen weltweit,
in Europa und in Deutschland aufmerk-
samgemacht (WACP, EPA,DGPPNu.a.; [5–
7]).
Menschen auf der Flucht nehmen Belas-
tungen in Kauf, Gefahren und erhebliche
Anstrengungen. Sie verlassen die Heimat,
das Zuhause und oft die Familie, lassen ih-
ren Besitz und ihre Habe zurück. Sie neh-
men einen weiten Weg und Entbehrun-
gen auf sich, um einer ungewissen und
unsicheren Zukunft entgegenzugehen.
Fernab der zahlreichen Veränderungen,

bedeutet die Flucht zugleich ein gesund-
heitliches Risiko.

Allgemeine Hilfen und medizini-
sche Versorgung
!

Zunächst ist für die basalen Bedürfnisse
der Menschen zu sorgen, für ausreichen-
de Nahrung, Kleidung, für Sicherheit und
eine geschützte Umgebung [8]. Die erste
Anlaufstelle für die ankommenden Asyl-
bewerber ist zunächst die Erstaufnahme-
einrichtung (EAE). Dort erfolgt üblicher-
weise eine erste allgemein-medizinische
Untersuchung. In der zentralen Unter-
bringungseinheit (ZUE) verbleiben die
Asylsuchenden, bis sie den Kommunen
zugeteilt werden. Auch dort gibt es für
den Akutfall medizinische Hilfe. Sicherlich
ist eine der ersten wichtigen Überlegun-
gen, wie z.B. Infektionskrankheiten ver-
mieden werden können.
Eine Vielzahl von Aufgaben sind bei der
Organisation (u.a. auch der somatisch-
medizinischen Versorgung von Flüchtlin-
gen) durch die kommunalen Träger zu
leisten. Eine breite Erfahrung hat das
UNHCR und bietet mit dem „Humanitari-
an Intervention Guide“ ein Tool-Kit, das
als Leitlinie für das generelle Management
von Notfallsituationen dienen kann [8].
Selbstverständlich sind die bestehenden
Hilfesysteme, ob Krankenhäuser oder Trä-
ger von psychosozialen Hilfesystemen,
miteinzubeziehen.
Gesundheitspolitische Aspekte des Asyl-
verfahrensbeschleunigungsgesetzes, Ver-
fahrens- und Abrechnungsaspekte gilt es
zu klären. Die elektronische Gesundheits-
karte allein ist noch kein wesentlicher
Fortschritt, da die Kosten weiterhin bei
den Kommunen verbleiben. Besser wäre

eine reguläre Versicherung in der GKV zu-
lasten des Bundes, um die Kommunen zu
entlasten. Außerdem ist zu empfehlen, die
Helfenden auf ihre Aufgabe – z.B. in inter-
kulturellen Trainings – vorzubereiten.

Rechtliche Rahmenbedingungen
und Leistungsumfang der medizi-
nischen Versorgung
!

Flüchtlinge und Asylsuchende haben die
Verpflichtung, sich in der Erstaufnahme-
einrichtung (EAE) einer Untersuchung
auf übertragbare Krankheiten bzw. Infek-
tionskrankheiten, einschließlich einer
Röntgenaufnahme des Thorax, zu unter-
ziehen (§62 Abs.1 AsylG). Darüber hi-
nausgehende Untersuchungen fallen in
die Zuständigkeit der EAE, die entspre-
chend die Kostenübernahme zu erklären
hat. Transporte zu Krankenhäusern sind
von der EAE zu organisieren und zu finan-
zieren.
Nach Verlassen der EAE und einer an-
schließenden kommunalen Unterbrin-
gung greift das Asylbewerberleistungsge-
setz (AsylbLG). Die Landesregierung oder
eine beauftragte Landesbehörde bestim-
men, welche Behörden oder Kostenträger
das Gesetz durchführen und ob der Ablauf
des Verfahrens konkreter zu gestalten ist.
Die nach §1 AsylbLG Leistungsberechtig-
ten und ausreisepflichtigen Ausländer
sind in ihrem Leistungsanspruch be-
schränkt. Es können lediglich akute
Krankheitszustände oder erhebliche Ge-
sundheitsschäden behandelt werden. Es
gilt, diese durch die Behandlung zu ver-
meiden und auch, Gefahren für die Allge-
meinheit abzuwehren.
Wer sich bereits seit 15Monaten oder län-
ger in Deutschland aufhält und nach §2
AsylbLG leistungsberechtigt ist, erhält den
vollen Behandlungsumfang der GKV
(●" Tab.1).
Das AsylbLG umfasst für Leistungsberech-
tigte nach §1 AsylbLG u.a. folgende Leis-
tungen:
▶ Ein Behandlungsanspruch besteht nur,

wenn die Erkrankung akut oder
schmerzhaft ist. Bei Schmerzzuständen
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besteht ein Anspruch sowohl bei aku-
ten als auch bei chronischen Zuständen
(§4 Abs.1, Satz1 AsylbLG).

▶ Schwangere haben den gleichen An-
spruch auf Leistungen wie gesetzlich
Versicherte, z.B. bei Vorsorgeuntersu-
chungen, Entbindungen oder Hebam-
menhilfe.

▶ Bei Krankenhausbehandlung ist vorab
eine Kostenübernahmeerklärung durch
den Sozialleistungsträger erforderlich,
außer es handelt sich um einen Notfall.

▶ Für ambulante Mit- oder Weiterbe-
handlungen sind Überweisungen durch
den erstbehandelnden Arzt erforder-
lich.

▶ Die Verordnung von Arznei- und Ver-
bandsmitteln ist an die Vorgehens-
weise der GKV angelehnt (§4 und §6
AsylbLG); weitere Maßnahmen bedür-
fen der Zustimmung des Sozialleis-
tungsträgers.

▶ Hin- und Rücktransporte von Flücht-
lingen gehören zu den „sonstigen Leis-
tungen“ (§4 Absatz 1 AsylbLG). Es be-
steht keine Pflicht für das Krankenhaus,
die Transporte zu organisieren oder zu
finanzieren.

▶ Auch die bei ausländischen Patienten
erforderlichen Dolmetscherkosten für
die Aufklärung oder Behandlung kön-
nen den Trägern von Sozialleistungen
unter bestimmten Voraussetzungen in
Rechnung gestellt werden.
Bei Leistungsberechtigten nach §1
AsylbLG lassen sich unter den „sonsti-
gen Leistungen“ auch die Kosten für
Dolmetscher geltend machen, wenn
die ärztliche Tätigkeit nicht ohne die
Sprachmittlung geleistet werden konn-
te (§6 AsylbLG). Die Ermessensleistung
wird durch das zwingende und uner-

lässliche Erfordernis des Dolmetschens
zu einer verpflichtenden Leistung.

§4 Abs.1 AsylbLG: Zur Behandlung akuter
Erkrankungen und Schmerzzustände sind
die erforderliche ärztliche und zahnärztli-
che Behandlung einschließlich der Versor-
gung mit Arznei- und Verbandmitteln so-
wie sonstiger zur Genesung, zur Besserung
oder zur Linderung von Krankheiten oder
Krankheitsfolgen erforderlichen Leistungen
zu gewähren.
§6 Abs.1 AsylbLG: Sonstige Leistungen
können insbesondere gewährt werden,
wenn sie im Einzelfall zur Sicherung des Le-
bensunterhalts oder der Gesundheit uner-
lässlich, zur Deckung besonderer Bedürf-
nisse von Kindern geboten oder zur Erfül-
lung einer verwaltungsrechtlichen Mitwir-
kungspflicht erforderlich sind.
Bei Leistungsberechtigten nach §2
AsylbLG kann ein Anspruch auf Kostener-
stattung für die Dolmetschertätigkeit auf
der Grundlage des SGB XII (§73 Satz1)
ebenfalls entstehen. Die Vorschrift liegt
auch hier im Ermessen des Leistungsträ-
gers. Bei Unerlässlichkeit der Sprachmitt-
lung reduziert sich das Ermessen und
wird quasi zu einer verpflichtenden Leis-
tung [9].

Psychiatrisch-psychotherapeuti-
sche Versorgung
!

Auf einer weiteren, nachgeordneten Ebe-
ne der Versorgungspyramide gewinnen
die Hilfen der psychiatrisch-psychothera-
peutischen Versorgung dann zunehmend
an Bedeutung, was bei der primär erfor-
derlichen basalmedizinischen Versor-
gungsnotwendigkeit nicht aus dem Blick
geraten sollte [8].

Der Wegzug aus der gewohnten Umge-
bung und dem gewohnten kulturellen
Umfeld stellt einen relevanten Risikofak-
tor für eine Vielzahl psychischer Störung
dar. Gerade Flüchtlinge sind besonders
gefährdet für Angststörungen, Depressio-
nen, Suchterkrankungen und posttrau-
matische Belastungsstörungen.
Ein frühzeitiges Erkennen auch der psy-
chischen Störungen und deren frühzeitige
Behandlung ersparen individuelles Leid
und verhindern möglicherweise, dass die-
se Erkrankungen einen stärkeren Schwe-
regrad erreichen oder chronifizieren. Es
liegt folglich nahe, dass in den Unterkünf-
ten für Flüchtlinge nicht allein eine allge-
mein-medizinische Versorgung erfolgt;
idealerweise sollte möglichst auch ein
psychiatrisch-psychotherapeutisches An-
gebot gemacht werden. Die Gesundheits-
ämter der Kommunen wären dann die
ersten Anlaufstellen, über die weiterge-
hende Hilfsangebote abgesprochen und
organisiert werden könnten.
Es ist sinnvoll, dass Betroffene möglichst
frühzeitig als hilfsbedürftig erkannt wer-
den. Es ist von daher vorteilhaft, wenn
fachlich qualifiziertes Personal vor Ort
eingesetzt wird, um dort bereits thera-
peutische Maßnahmen zu ergreifen oder
bei entsprechender Erkrankungsschwere
eine weitergehende, intensivere Behand-
lung in die bestehenden kommunalen
Versorgungssysteme (z.B. Krankenhäuser,
niedergelassene Ärzteschaft etc.) zu ver-
mitteln. Die Möglichkeiten und Angebote
der Regelversorgung sind in jedem Fall
konzeptuell in die Versorgung von Flücht-
lingen einzubinden.
Aufgrund des hohen und zukünftig stei-
genden Bedarfs sind die ambulanten Ver-
sorger, die psychiatrischen Kliniken und
Abteilungen vor Ort – gleichermaßen
auch die Fachverbände – jetzt gefragt und
gefordert, sich (frühzeitig) auf die anste-
henden Aufgaben vorzubereiten. Ein akti-
ves Handeln ist notwendig und erforder-
lich. Konzepte für eine aufsuchende Ver-
sorgung sind langfristig zu entwickeln
und mit den Gesundheitsämtern, den
kommunalen Trägern von Flüchtlingshei-
men und Unterkünften abzustimmen,
ebenso wie die Einbindung in die Regel-
versorgung. Eine Inanspruchnahme von
Gesundheitsleistungen der gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) auch für
nach §1 AsylbLG Leistungsberechtigte
wird in mehreren Bundesländern im Ver-
lauf des Jahres 2016 möglich werden oder
ist in der Planung.
Nachfolgend werden Vorschläge im Sinne
eines Maßnahmenkatalogs für eine kon-

Tab. 1 Rechtliche Regelungen im Überblick.

Personenkreis Leistungen Zuständigkeit Besonderheiten

alle Asylsuchen-
den

Eingangsuntersuchung nach
§62 AsylG

Einrichtung
(z. B. EAE)

landesrechtliche
Zuständigkiet

Notfallbehandlung nach § 6a
AsylbLG

Erstaufnahmeein-
richtung

Asylbewerber
n. § 1AsylbLG

eingeschränkte Leistungen
nach §§4 u. 6 AsylbLG

Sozialbehörde Behandlungs-, Überwei-
sungs-, Einweisungs-
schein

Krankenkasse Vorlage der Gesund-
heitskarte (Bremen,
Hamburg, teils. NRW)

Asylbewerber
n. § 2 AsylbLG

entsprechend GKV Krankenkasse Gesundheitskarte

Minderjährige
unbegleitete

wie GKV (weitgehend) EAE Kommune

Flüchtlinge Jugendhilfeträger Behandlungsanspruch
(§ 40 SGB VIII)
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krete Umsetzung von Hilfen für Flüchtlin-
ge bei der psychiatrisch-psychotherapeu-
tischen Versorgung gemacht. Diese soll-
ten als Anregung verstanden werden, um
sich entsprechend der jeweiligen regiona-
len Voraussetzungen auf die anstehenden
Aufgaben vorzubereiten. Es werden As-
pekte auf verschiedener Ebene angespro-
chen. So werden nachgehend allgemeine
Hinweise gegeben, klinikinterne Aufga-
ben angesprochen, die Kommunikation
nach außen und schließlich Anregungen
zu weitergehenden Versorgungsangebo-
ten gegeben.

Aspekte von generellem Interesse
▶ Primär sind die Angebote der nieder-

gelassenen Ärzteschaft zu nutzen.
▶ Die psychiatrischen Institutsambulan-

zen (PIA) können sekundär für die aku-
te ambulante psychiatrische Behand-
lung tätig werden. Diese Zuständigkeit
sollte komplementär den niedergelas-
senen Bereich unterstützen.

▶ Im Sinne eines bundesdeutschen Qua-
litätsstandards sollte der Einsatz von
Dolmetschern im stationären und am-
bulanten Bereich immer dann erfolgen,
wenn die sprachliche Verständigung
nicht gewährleistet ist.

Kommunikation nach innen und
klinikinterne Aufgaben
▶ Themen, die sich auf die Behandlung

von Flüchtlingen und Asylbewerbern
beziehen, sollten in Kliniken regelhaft
in die klinikinterne Regelkommunika-
tion aufgenommen werden.

▶ Sinnvoll und hilfreich ist eine in Klini-
ken zu implementierende (z.B. quar-
talsweise tagende) Plattform. Mögliche
Teilnehmer könnten der Migrationsbe-
auftragte der Klinik, Mitarbeiter des
Sozialdienstes, Vertreter der Ärzte-
schaft und/oder des Pflegedienstes
sein.

▶ Ein fachbereichsübergreifender Aus-
tausch (KPP, KJP, Psychosomatik) ist
sinnvoll, auch wenn solche Vernetzun-
gen vielerorts noch nicht üblich sind.
Die Möglichkeiten der Unterbringung
und Betreuung von unbegleiteten min-
derjährigen Flüchtlingen auf dem Ge-
lände von Kliniken ist jeweils entspre-
chend der lokalen Gegebenheiten im
Einzelfall zu prüfen und zu erörtern.

▶ Gezielte Gewinnung, Integration und
Einstellung von medizinischem Fach-
personal mit Kultur- oder Sprachkom-
petenz, ggf. aus der Gruppe der Ge-
flüchteten.

Kommunikation nach außen und
Vernetzung
▶ Eine aktive Beteiligung an Netzwerk-

treffen der Flüchtlingsunterstützer
(z.B. runder Tisch „Integration“) ist
sinnvoll. Es wird empfohlen, primär die
Migrationsbeauftragten und/oder Mit-
arbeiter des Sozialdienstes mit dieser
Aufgabe zu betrauen. Es sollte regel-
mäßig eine klinikinterne Weitergabe
der Informationen aus den Netzwerk-
treffen erfolgen.

▶ Zudem sollte ein regelmäßiger Wis-
sensaustausch mit den lokalen Flücht-
lingseinrichtungen stattfinden.

▶ Ein verstärkter Netzwerkaufbau zu
Schulen, die Flüchtlinge betreuen, wird
empfohlen.

▶ Die unterschiedlichen Interessen, die
sich aus dem Asylrecht, der medizini-
schen Versorgungsnotwendigkeit und
denMenschenrechten ergeben, können
im Einzelfall eine persönliche Kontakt-
aufnahme mit der jeweils zuständigen
Ausländerbehörde sowie der zuständi-
gen Polizeidienststelle erforderlich
machen. Hier kann es um konkrete
Absprachen zum Schutz von Patienten
bei Fragen einer drohenden Abschie-
bung oder vielfältigen anderen Aspek-
ten gehen.

Anpassung der Versorgungs-
angebote
▶ Die bestehenden „Kommstrukturen“

gewährleisten für Flüchtlinge den all-
gemein etablierten Zugang zu den psy-
chiatrischen Versorgungsangeboten.
Niedergelassene Kolleginnen oder Kol-
legen und/oder Mitarbeiterinnen bzw.
Mitarbeiter der örtlich zuständigen
PIAs sollten idealerweise – bei aller
Problematik, die ein solches Versor-
gungsangebot auf vielerlei Ebene mit
sich bringt – auch ein Vorortangebot
erwägen.
Das würde eine Erweiterung bestehen-
der Hilfsstrukturen bedeuten, z.B. in
Erstaufnahmeeinrichtungen (EAE),
zentralen Unterbringungseinrichtun-
gen (ZUE) oder Übergangswohnheimen
für Flüchtlinge. Feste, regelmäßige
Sprechstunden zu bestimmten Zeiten
dürften hier eine hilfreiche Erweite-
rung darstellen. Damit könnten früh-
zeitig psychische Erkrankungen er-
kannt, Krisen ggf. präventiv vermieden
und das Betreuungspersonal (meist
Laienhelfer) in den Einrichtungen für
psychische Störungen sensibilisiert und
zugleich mittels interkultureller Super-
vision qualifiziert werden. Ein Problem

könnte aber – je nach örtlichen und
baulichen Gegebenheiten – eine mögli-
che Stigmatisierung durch den öffent-
lich wahrnehmbaren Kontakt mit psy-
chiatrischen Versorgungsangeboten
sein.

▶ Spezielle therapeutische Angebote wie
bspw. muttersprachliche oder eng-
lischsprachige Gruppentherapieange-
bote und Gruppengespräche in Über-
gangswohnheimen unter qualifizierter
fachlicher Leitung sind (je nach regio-
naler Situation) weitergehende, hilfrei-
che Versorgungsleistungen. Die kon-
zeptuelle Ausgestaltung und Entwick-
lung sollte erwogen werden.

▶ Es wird empfohlen, ein Angebot von
Spezialsprechstunden für psychisch
erkrankte Flüchtlinge in den PIAs der
jeweiligen Kliniken auf-/auszubauen.
Mögliche inhaltliche Schwerpunkte
könnten dabei folgende Differenzie-
rungen sein:

▶ Psychoedukation, muttersprachliche
Diagnostikangebote, Förderung von
Resilienz und systemische Beratung
der Familien.

▶ Wenn möglich, ist ein breites fremd-
sprachiges Angebot zu etablieren.
Denkbar ist zudem eine Erweiterung
des Versorgungskonzepts um trauma-
pädagogische Behandlungsangebote
für Flüchtlinge.

▶ Durchaus kontrovers wird diskutiert,
ob es hilfreich ist, ein überregionales
stationäres Spezialangebot für Flücht-
linge mit z.B. den Schwerpunkten Kri-
senintervention und Traumabehand-
lung zu schaffen. Das wäre in Abhän-
gigkeit von den jeweiligen regionalen
Bedingungen aufzubauen und müsste
die jeweiligen Vorortmöglichkeiten be-
rücksichtigen. Sinnvoll wäre in diesem
Zusammenhang, ein spezielles statio-
näres Angebot für adoleszente Flücht-
linge (16–24 Jahre) anzubieten. Insbe-
sondere die große Gruppe der sexuell
traumatisierten adoleszentenMädchen
und Frauen könnte von einer entspre-
chend ausgerichteten Schwerpunkt-
station profitieren. Ein Vorteil von
übergeordneten Angeboten ist die
nicht in jeder Klinik vorhandene Ex-
pertise.

▶ Eine Spezifizierung für den Bereich
Forensik ist bislang kaum thematisiert
und bedarf ebenfalls einer weiteren
Differenzierung und Entwicklung.
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Resümee
!

Abschließend ist zu konstatieren, dass es
eine Herausforderung sein wird, für die
Bereitstellung entsprechender personel-
ler Ressourcen im niedergelassenen Be-
reich, in den Kommunen und Kliniken zu
sorgen. Es wird erforderlich sein, sich gut
abzustimmen, um die Möglichkeiten der
bestehenden Synergien zu nutzen.
Die Bundesdirektorenkonferenz (BDK)
setzt sich dafür ein, dass die Diskussion
um die Versorgungsleistungen für Flücht-
linge und deren Finanzierung weiter an-
gestoßen wird. Mit dieser Stellungnahme
sollen Anregungen gegeben werden, wie
dem steigenden Versorgungsbedarf von
Flüchtlingen und Asylsuchenden begeg-
net werden könnte, um das Ziel eines pro-
fessionellen Standards bei therapeuti-
schen Angeboten für Flüchtlinge zu errei-
chen.
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